
 

  

S 12 AS 1592/23

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Sozialgericht Karlsruhe
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 12
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zu Scheingeschäften bei der

Unterhaltsgewährung und
Wohnraumüberlassung unter syrischen
Migranten im Grundsicherungsbezug

Leitsätze Die Solidarität der Mitmenschen syrischer
Staatsangehörigkeit, die in Deutschland
vor dem heimischen Bürgerkrieg Zuflucht
nehmen mussten und hier einander in
finanzieller Not hingebungsvoll beistehen,
stellt mitnichten ein Verbrechen dar.

 

Das geradezu kulturfremde Ausmaß an
Verantwortungsgefühl und
Mitmenschlichkeit syrischer Flüchtlinge
untereinander honoriert das deutsche
Grundsicherungsrecht aber nicht.

 

Es dient indes dem Wohle der
Allgemeinheit, wenn besonders
solidarische Mitmenschen syrischer
Staatangehörigkeit die deutschen
Sozialkassen schonen, indem sie die
Obdachlosigkeit anderer
schutzbedürftiger Menschen aus Syrien
jahrelang fast nahtlos dadurch abwenden,
dass sie diese kostenfrei bei sich zuhause
wohnen lassen und sie mit
lebensnotwendigen Gütern versorgen,
obwohl der deutsche Gesetzgeber keine
derartigen Unterhaltspflichten normiert
und die Unterstützer sogar die eigene
Obdachlosigkeit vorübergehend in Kauf
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nehmen.
Normenkette Art. 14 Abs. 2 Satz 1 und 2 GG 

§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II

§ 9 SGB II

§ 11 Abs. 1 Satz 1 und 3 SGB II

§ 11a SGB II

§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II

§ 37 Abs. 2 Satz 1 SGB II

§ 117 Abs. 1 und 2 BGB 

§ 133 BGB

§ 157 BGB

§ 488 Abs. 1 Satz 1 und 2 BGB

§ 535 ff. BGB

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 AS 1592/23
Datum 29.10.2024

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Â 

Tenor: 1. Die Klagen werden
abgewiesen. 

2. AuÃ�ergerichtliche Kosten
sind nicht zu erstatten. 

Â 

Tatbestand und Tatbestand
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EntscheidungsgrÃ¼nde: Â 

Â 

Die KlÃ¤gerin begehrt die GewÃ¤hrung
von Leistungen nach dem
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II)
fÃ¼r den Zeitraum April 2022 bis
Dezember 2023.

Â 

Die 1969 in Damaskus (Syrien) geborene
KlÃ¤gerin fand vor dem BÃ¼rgerkrieg in
ihrem Heimatland Zuflucht in der
Bundesrepublik Deutschland. Hier
bewohnte die alleinstehende Frau ab
2016 in der BBBBBstraÃ�e in Eggenstein
eine Unterkunft im Erdgeschoss.
WÃ¤hrend sie dort fÃ¼r vier Jahre lang
wohnte, bezog der 1997 ebenfalls in
Syrien geborene Herr MMMM 2017 im
selben GebÃ¤ude eine Wohnung im
Obergeschoss. 

Â 

Als beide wegen Wohnungsschimmel
ausziehen wollten, fanden sie zum
01.11.2020 eine Wohnung in der CCCCC-
StraÃ�e 4 in Karlsruhe-GrÃ¼nwinkel. Der
dortige Vermieter wollte nicht an die
KlÃ¤gerin vermieten wegen ihres
Sozialleistungsbezugs. Da Herr MMMM als
selbstÃ¤ndiger HÃ¤ndler mit
Kraftfahrzeugen ein regelmÃ¤Ã�iges
Erwerbseinkommen erzielte, mietete er
die gesamte Wohnung an und Ã¼berlieÃ�
einen Teil davon im EinverstÃ¤ndnis des
Vermieters der KlÃ¤gerin zur Nutzung.

Â 

Als der neue Vermieter die Wohnkosten
Anfang 2022 erhÃ¶hen wollte, mietete
Herr MMMM aufgrund eines Mietvertrags
vom 13.12.2021 zum 01.01.2022 eine
Dreizimmerwohnung in der CCCCC in
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Karlsruhe-SÃ¼dstadt an (vgl. Seite 312 ff.
der VerwaltungsvorgÃ¤nge des
Beklagten). Diese Wohnung bezog die
KlÃ¤gerin zum 01.02.2022. Indes
unterzeichneten beide einen undatierten
zweiseitigen Formularvordruck mit der
Ã�berschrift â��Untermietvertragâ��,
wonach Herr MMMM sowohl
â��Untermieterâ�� als auch
â��Vermieterâ�� sei und die KlÃ¤gerin
sowohl â��Mieterâ�� als auch die Person,
in deren â��Hauseâ�� die
untervermieteten
â��RÃ¤ume/Wohnungâ�� gelegen seien.
Den Vordruckseintragungen zufolge
begann der â��Untermietvertragâ�� am
01.01.2022. Er sah eine Untermiete von
350,- â�¬ monatlich vor. Hinzu kamen
Vorauszahlungen fÃ¼r Heizkosten (70,-
â�¬) sowie Ã¼brige Nebenkosten (80,-
â�¬). 

Â 

AnlÃ¤sslich der mehrfachen UmzÃ¼ge
der KlÃ¤gerin mit ihrem Mitbewohner und
wegen des inzwischen mehr als
einjÃ¤hrigen Zusammenlebens der
beiden vermutete der Beklagte das
Vorliegen einer Partnerschaft bzw.
Einstehungs- und
Verantwortungsgemeinschaft,
derentwegen die KlÃ¤gerin nicht
hilfebedÃ¼rftig sei. Zu ihren Lasten
versagte ihr der Beklagte ohne vorherige
mÃ¼ndliche AnhÃ¶rung deswegen mit
Bescheid vom 13.01.2021 rÃ¼ckwirkend
zum 01.11.2020 die Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts auf
Dauer vollstÃ¤ndig, ohne dabei irgendwie
zu begrÃ¼nden, warum er diese maximal
weitreichende Versagung einschlieÃ�lich
einer monatelangen RÃ¼ckwirkung
auswÃ¤hle.

Â 

Ob der gemeinsamen UmzÃ¼ge hob der
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Beklagte zudem unter Hinweis auf den
vermeintlichen Wegfall der
HilfebedÃ¼rftigkeit der KlÃ¤gerin mit
Bescheid vom 09.03.2022 seine
vorangegangene Leistungsbewilligung
vollstÃ¤ndig auf. Den hiergegen am
29.04.2022 eingelegten Widerspruch wies
der Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 04.05.2022 zurÃ¼ck. Den wiederum
hiergegen eingelegten Widerspruch vom
11.05.2023 verwarf der Beklagte am
23.05.2023 als unzulÃ¤ssig. Die wegen
beider Widerspruchsbescheide beim
Sozialgericht Karlsruhe angebrachten
AntrÃ¤ge der KlÃ¤gerin auf Erlass
einstweiliger Anordnungen gegenÃ¼ber
dem Beklagten lehnte das Sozialgericht
Karlsruhe am 10.06.2023 mit zwei
BeschlÃ¼ssen unter den Aktenzeichen
SÂ 13 AS 1457/23 ER und S 13 AS
1458/23 ER ab, weil dessen 13. Kammer
meinte, der einkommenslosen KlÃ¤gerin
drohe keine konkrete Obdachlosigkeit, da
ihr Mitbewohner trotz ausbleibender
Zahlungen die WohnraumÃ¼berlassung
nicht beende und ihr auch von Seiten
einer AngehÃ¶rigen und Freunden zur
Ã�berbrÃ¼ckung der finanziellen Notlage
Geld Ã¼berlassen werde. Die wegen
derselben zwei Widerspruchsbescheide in
der Hauptsache angebrachten Klagen
blieben ebenfalls erfolglos. Die 13.
Kammer wies eine Klage wegen doppelter
RechtshÃ¤ngigkeit ab (Sozialgericht
Karlsruhe, Gerichtsbescheid, 30.08.2022,
S 13 AS 1472/22) und stellte das andere
Klageverfahren ein, nachdem die syrische
KlÃ¤gerin zwei vom Gericht schriftlich
gestellte Fragen trotz zweimaliger
Erinnerungsschreiben und nachfolgender
Betreibensaufforderung weitere Monate
lang nicht beantwortet hatte, was die
Fiktion einer RÃ¼cknahme der Klage
eintreten lieÃ� (Sozialgericht Karlsruhe,
Einstellungsmitteilung, 20.03.2023; SÂ 13
AS 1471/22). 

Â 
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AnlÃ¤sslich des am 06.04.2022 von der
KlÃ¤gerin gestellten Folgeantrags erlieÃ�
der Beklagte am 30.06.2022 und
01.09.2022 erneut ohne mÃ¼ndliche
AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin
hundertprozentige Versagungsbescheide
mit Dauer- und RÃ¼ckwirkung zum
01.04.2022 bzw. 01.06.2022, weil er
meinte, die KlÃ¤gerin habe ihre
Mitwirkungspflichten im
Verwaltungsverfahren verletzt, indem sie
die persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnisse ihres â��Partnersâ�� nicht
offengelegt habe. Seine Auswahl der
jeweils maximal hohen sowie maximal
langen Versagungsreichweite und deren
monatelange RÃ¼ckwirkung
begrÃ¼ndete der Beklagte auch hier
jeweils nicht einmal ansatzweise.

Â 

Daraufhin versicherten die KlÃ¤gerin und
Herr MMMM am 15.09.2022 im Rahmen
eidesstattlicher Versicherungen, keine
Partnerschaft zu fÃ¼hren. Zudem legte
die KlÃ¤gerin Schreiben von Herrn MMMM
vom 29.04.2022, vom 20.05.2022 und
vom 09.09.2022 vor, mit denen dieser sie
wiederholt zur Nachzahlung
vermeintlicher MietrÃ¼ckstÃ¤nde seit
MÃ¤rz 2022 aufgefordert hatte. Am
13.10.2022 erklÃ¤rte die KlÃ¤gerin dem
Beklagten schriftlich, dass sie in der
CCCCC nur berechtigt sei, ihr eigenes
Zimmer, die KÃ¼che und das
Badezimmmer zu nutzen. Keines der drei
Zimmer dort werde von ihr und Herrn
MMMM gemeinsam genutzt. Er allein
zahle die RundfunkgebÃ¼hren, da das
FernsehgerÃ¤t in seinen RÃ¤umlichkeiten
stehe, sie selbst keinen Fernseher besitze
und stattdessen das Internet zum
Fernsehen nutze.

Â 

AnlÃ¤sslich all dessen fÃ¼hrte der
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AuÃ�endienst des Beklagten am
10.11.2022 einen Hausbesuch durch in
der von der KlÃ¤gerin und Herrn MMMM
bewohnten Unterkunft in der CCCCC in
Karlsruhe. Beim Hausbesuch war Herr
MMMM nicht anwesend. Der Mitarbeiter
des AuÃ�endienstes erhielt dennoch
Zutritt zum Schlafzimmer, wo er ein
Doppelbett mit Bettzeug fÃ¼r zwei
Personen dokumentierte, was die
KlÃ¤gerin mit gelegentlichen
Ã�bernachtungen ihrer Tochter und einer
Freundin erklÃ¤rte. Dass sich in ihrem
Schlafzimmer ein Kleiderschrank mit
Damen- und Herrenkleidung befand,
erlÃ¤uterte die KlÃ¤gerin dahingehend,
dass es sich um Altkleider handele, die
zum Spenden bestimmt seien. FÃ¼r die
KÃ¼che stellte der AuÃ�endienst fest,
dass im KÃ¼hlschrank keine sichtbare
Trennung der Lebensmittel erfolge. FÃ¼r
das Wohnzimmer dokumentierte er das
Vorhandensein von Briefsendungen, die
an den Mitbewohner oder an die
KlÃ¤gerin gerichtet waren, sowie, dass
die KlÃ¤gerin den dort aufgestellten
Fernseher in Abwesenheit des
Mitbewohners nutzte. Zum dritten
Zimmer schloss die KlÃ¤gerin wÃ¤hrend
des Besuchs die TÃ¼r mit der
BegrÃ¼ndung, nur Herr MMMM nutze
dieses. 

Â 

Im Nachgang hierzu reichte die KlÃ¤gerin
beim Beklagten von ihr selbst verfasste
schriftliche Schuldanerkenntnisse vom
15.05.2022, vom 13.07.2022 und vom
30.09.2022 ein, denen zufolge ihr Herrn
AAAAAA 700,- â�¬ nebst weiteren 650,-
â�¬ Ã¼berlassen hatte und BBBBBB
nochmal 500,- â�¬. Zudem brachte sie
eine schriftliche KÃ¼ndigungserklÃ¤rung
vom 28.10.2022 bei, mit der ihr Herr
MMMM wegen vermeintlicher
UntermietrÃ¼ckstÃ¤nde seit 01.03.2022
zum 30.11.2022 gekÃ¼ndigt hatte.
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Â 

Unter Zugrundelegung all dessen lehnte
der Beklagte den Folgeantrag der
KlÃ¤gerin auf Bewilligung von
Regelbedarfs- und Unterkunftsleistungen
nach dem SGB II vom 06.04.2022 mit
Ablehnungsbescheid vom 19.12.2022 in
der Gestalt seines
Widerspruchsbescheides vom 24.04.2023
ab April 2022 dauerhaft ab. Die KlÃ¤gerin
kÃ¶nne keine Leistungen beanspruchen,
da sie nicht hilfebedÃ¼rftig sei wegen
ihrer Einstehungs- und
Verantwortungsgemeinschaft mit Herrn
MMMM, mit dem sie mehr als ein Jahr
lang in verschiedenen Wohnungen
zusammengewohnt habe.

Â 

Ohne Grundsicherungsleistungen des
Beklagten fÃ¼r den Regel- und
Unterkunftsbedarf (in der CCCCC)
beteiligte sich die KlÃ¤gerin auch in der
Folgezeit nicht an den Mietzinszahlungen
an den Vermieter von Herrn MMMM.
Dieser vermochte die Miete fÃ¼r die
Wohnung in der CCCCC nicht
aufzubringen, sodass er selbst und mit
ihm die von ihm in seine Wohnung
aufgenommene KlÃ¤gerin im Mai 2023
obdachlos waren.

Â 

Am 31.05.2023 vermietete ein Freund
von Herrn MMMM namens AAAAAA ihm ab
Juni 2023 eine Einzimmerwohnung im
Obergeschoss des DDDDD in Karlsruhe-
Neureut. In einer separaten
Vertragsurkunde verpflichtete Herr
AAAAAA sich am 03.06.2023 auch, der
KlÃ¤gerin ab Juni 2023 im selben
Obergeschoss des DDDDD in Karlsruhe-
Neureut eine hiervon neuerlich
abgetrennte Zweizimmerwohnung gegen
Zahlung von 350,- â�¬ Kaltmiete sowie
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150,-Â  â�¬ Nebenkostenvorauszahlung
zu Ã¼berlassen. Beide Wohnungen waren
zuvor gemeinsam an eine Familie
vermietet gewesen und verfÃ¼gten auch
ab Juni 2023 nur Ã¼ber eine gemeinsame
Klingel sowie einen gemeinsamen
Briefkasten, auf dem die Namen sowohl
der KlÃ¤gerin als auch ihres
langjÃ¤hrigen Mitbewohners angebracht
wurden. Noch am 31.05.2023 beantragte
die KlÃ¤gerin erneut Leistungen fÃ¼r den
Regel- und Unterkunftsbedarf (im DDDDD
in Karlsruhe-Neureut) beim Beklagten.

Â 

Am 30.06.2023 hat die KlÃ¤gerin das
Sozialgericht Karlsruhe um Rechtsschutz
ersucht wegen des
Ablehnungsbescheides des Beklagten
vom 19.12.2022 in der Gestalt seines
Widerspruchsbescheides vom 24.04.2023
(Aktenzeichen S 12 AS 1592/23). Hier
trÃ¤gt sie vor, sie sei hilfebedÃ¼rftig
gewesen vom 01.04.2022 bis 30.04.2023,
weil Herr MMMM nicht ihr Partner,
sondern nur ihr Mitbewohner gewesen
sei. Herr MMMM und sie hÃ¤tten keine
Einstehens- und
Verantwortungsgemeinschaft gebildet.
Beide hÃ¤tten in der CCCCC getrennte
Zimmer und ab Juni 2023 im DDDDD
sogar getrennte Wohnungen bewohnt.
Seit dem Ende der LeistungsgewÃ¤hrung
durch den Beklagten Anfang 2022 habe
sie in Ermangelung eines
Erwerbseinkommens ihren
Lebensunterhalt bestritten mithilfe der
Zuwendungen von FamilienangehÃ¶rigen
aus Deutschland und Schweden. 

Â 

Ihre Schulden von damals zahle sie seit
der Wiederaufnahme der
GrundsicherungsleistungsgewÃ¤hrung
durch den Beklagten im April 2024
teilweise zurÃ¼ck. Schriftliche VertrÃ¤ge
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Ã¼ber die Darlehen ihrer
FamilienangehÃ¶rigen aus Deutschland
und Schweden kÃ¶nne sie nicht vorlegen,
weil die Vereinbarungen mÃ¼ndlich
geschlossen seien. Abgemacht sei, dass
sie das Geld zurÃ¼ckzahle, wenn sie
irgendwann wieder Geld habe. Ihre zwei
weiteren Darlehen vom 15.05.2022 und
13.07.2022 mit einem Gesamtbetrag von
1.350,- â�¬ habe ihr dieselbe Person
Ã¼berlassen, mit der sie im Juni 2023
den Mietvertrag Ã¼ber ihre aktuelle
Unterkunft im DDDDD abgeschlossen
habe. Ihre vermeintlichen
Zahlungspflichten hieraus in HÃ¶he von
insgesamt 500,- â�¬ monatlich habe sie
ab Juni 2023 zunÃ¤chst nie, aber im April
2024 erstmalig erfÃ¼llt. Eine
â��Mahnungâ�� wegen der
RÃ¼ckstÃ¤nde von Herrn AAAAAA habe
sie dem Beklagten vorgelegt. 

Â 

Nach der Klageerhebung hat die
KlÃ¤gerin am 07.07.2023 dem
AuÃ�endienst des Beklagten anlÃ¤sslich
dessen unangekÃ¼ndigten Hausbesuches
den Zutritt zur Wohnung im DDDDD in
Karlsruhe-Neureut verweigert. 

Â 

Auch anlÃ¤sslich dieser Weigerung hat
der Beklagte den Folgeantrag der
KlÃ¤gerin auf Bewilligung von Leistungen
vom 31.05.2023 durch seinen weiteren
unbefristeten Ablehnungsbescheid vom
01.08.2023 in der Gestalt seines weiteren
Widerspruchsbescheides vom 31.10.2023
abgelehnt. Am 09.11.2023 hat die
KlÃ¤gerin auch deswegen Klage zum
Sozialgericht Karlsruhe erhoben, die
zunÃ¤chst unter dem Aktenzeichen S 12
AS 2683/23 registriert und dann mit
Gerichtsbeschluss vom 21.03.2024 zur
gemeinsamen Verhandlung und
Entscheidung mit dem bereits
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rechtshÃ¤ngigen Klageverfahren S 12 AS
1592/23 verbunden worden ist.

Â 

Einen weiteren Folgeleistungsantrag der
KlÃ¤gerin vom 10.01.2024 hat der
Beklagte mit Bescheid vom 20.03.2024
fÃ¼r die Monate Januar bis MÃ¤rz 2024
abgelehnt. 

Â 

Zum 01.04.2024 ist der langjÃ¤hrige
Mitbewohner der KlÃ¤gerin â�� Herr
MMMM â�� aus dem Obergeschoss im
DDDDD in Karlsruhe-Neureut aus- und
nach Pfinztal umgezogen. Dies hat er
dem Beklagten mittels E-Mail vom
15.04.2024 unter Vorlage einer
behÃ¶rdlichen MeldebestÃ¤tigung
mitgeteilt und wiederholt, die KlÃ¤gerin
sei zuletzt nur seine Nachbarin gewesen
und habe ihm fÃ¼r die
WohnraumÃ¼berlassung in der CCCCC
insgesamt 15 Monate lang nichts gezahlt,
weswegen er die KlÃ¤gerin bald
verklagen werde. AnlÃ¤sslich des
Auszugs hat der Beklagte der KlÃ¤gerin
mit Bescheid vom 16.04.2024
Regelbedarfs- und Unterkunftsleistungen
ab 01.04.2024 bis 30.09.2024 (und mit
Bescheid vom 26.08.2024 BÃ¼rgergeld
von Oktober 2024 bis September 2025)
gewÃ¤hrt. 

Â 

Bereits am 18.04.2024 hatte auch der
Wohnungsgeber der KlÃ¤gerin im
DDDDD, Herr AAAAAA, eine von der
KlÃ¤gerin an den Beklagten
weitergeleitete â��Mahnungâ��
formuliert mit nachfolgendem Wortlaut:

Â 

â��Ich schreibe Ihnen weil von Juni 2023
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bis MÃ¤rz 2024 die Miete nicht
bezahlt.â��

10 Monate x 500 â�¬ 

insgesamt 5000 â�¬.

Bitte Zahlen Sie diesen Betrag zum Bis
15.05.2024.â��

Â 

Das Gericht hat Beweis erhoben durch die
Beiziehung der Verwaltungsakten des
Beklagten und der Prozessakten des
Gerichts aus den vorangegangen
Verfahren, durch die AnhÃ¶rung der
KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung und die Zeugenvernehmung
ihres langjÃ¤hrigen Mitbewohners. 

Â 

Der Mitbewohner und Zeuge MMMM hat
ausgesagt, dass er seine Partnerschaft
nicht mit der KlÃ¤gerin, sondern mit einer
Frau in Frankreich fÃ¼hre. Die KlÃ¤gerin
habe nur mehrfach im selben Haus wie er
gewohnt (in Eggenstein sowie spÃ¤ter im
DDDDD) bzw. sogar in derselben
Wohnung (in GrÃ¼nwinkel sowie spÃ¤ter
in der CCCCC). Er habe sich als
Mitbewohner zwar fÃ¼r sie verantwortlich
gefÃ¼hlt und sie nicht alleine bzw.
obdachlos werden lassen wollen, als er
selbst seine zwischenzeitlichen
Wohnungen wegen Schimmel,
MieterhÃ¶hung oder bzw.
MietrÃ¼ckstÃ¤nden aufgeben musste.
Die Obdachlosigkeit hÃ¤tte der aber
KlÃ¤gerin gedroht, weil sie alleine in
Deutschland und Ã¼ber 50 Jahre alt
gewesen sei und die deutsche Sprache
nicht beherrsche. Er habe die KlÃ¤gerin
jedoch nicht kostenlos bei sich wohnen
lassen oder fÃ¼r ihren Ã¼brigen
Lebensunterhalt aufkommen wollen. Sie
habe ihn auch nicht im Haushalt
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unterstÃ¼tzt mit seiner WÃ¤sche, beim
Kochen oder beim Putzen, als sie
zusammenwohnen. Sie hÃ¤tten vielmehr
jeweils ihre eigenen Zimmer selbst
geputzt, getrennt gekocht und
gewaschen und fÃ¼r die
GemeinschaftsrÃ¤ume einen Putzplan
befolgt. Da die KlÃ¤gerin vom Beklagten
keine Leistungen erhalten und ihrerseits
keine Untermiete an ihn gezahlt habe,
seien letztlich im Mai 2023 beide
obdachlos geworden. Ihre
MietrÃ¼ckstÃ¤nde aus dem
UntermietverhÃ¤ltnis in der CCCCC
bestÃ¼nden wegen insgesamt 15
Monaten bis zuletzt. Der Beklagte habe
der KlÃ¤gerin in seiner irrigen
Vorstellung, die 28 Jahre Ã¤ltere
KlÃ¤gerin wÃ¤re seine Partnerin, selbst
dann weiterhin keine Leistungen
gewÃ¤hrt, nachdem sein Freund AAAAAA
an sie beide zum Juni 2023 separate
Wohnungen vermietet hatte.

Â 

In Kenntnis des Verbindungsbeschlusses
vom 31.03.2024 und des Ergebnisses der
Beweisaufnahme vom 29.10.2024
beantragt die KlÃ¤gerin fÃ¼r beide
Klageverfahren:

Â 

1. den Bescheid vom 19.12.2022
in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom
24.04.2023 aufzuheben und
den Beklagten zu verurteilen,
der KlÃ¤gerin Leistungen in
gesetzlicher HÃ¶he fÃ¼r den
Zeitraum 01.04.2022 bis
30.04.2023 zu gewÃ¤hren; 

Â 

2. den Bescheid vom 01.08.2023
in Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom
31.10.2023 aufzuheben und
den Beklagten zu verurteilen,
der KlÃ¤gerin Leistungen in
gesetzlicher HÃ¶he fÃ¼r den
Zeitraum 01.05.2023 bis
31.12.2023 zu gewÃ¤hren. 

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

die Klagen abzuweisen.

Â 

Er sei sich aufgrund der Beweisaufnahme
des Gerichts zwar nicht mehr sicher, dass
zwischen dem Zeugen bzw. Mitbewohner
und der KlÃ¤gerin eine Partnerschaft
vorgelegen habe. Ungeachtet dessen
kÃ¶nne sie nachtrÃ¤gliche keine
Sozialleistungen beanspruchen. Die
behÃ¶rdlichen Leistungsablehnungen
seien nÃ¤mlich jedenfalls rechtmÃ¤Ã�ig
gewesen. Denn die KlÃ¤gerin sei nicht
â��hilfebedÃ¼rftigâ�� gewesen in
Ansehung der Zuwendungen Dritter.
Diese hÃ¤tten den Lebensunterhalt der
KlÃ¤gerin im streitbefangenen Zeitraum
gedeckt. 

Â 

Zur Rechtsverteidigung hat der Beklagte
seine Verwaltungsakten vorgelegt und im
Laufe der mÃ¼ndlichen Verhandlung
auch deren letzten Band nachgereicht.
Aus diesen Verwaltungsakten des
Beklagten und den ebenfalls
beigezogenen Prozessakten des
Sozialgerichts Karlsruhe ist als
Bankverbindung der KlÃ¤gerin nur ihr
Konto bei der Ã¶rtlichen Sparkasse
ersichtlich geblieben, ohne dass aus den
dort zahlreich aktenkundigen
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KontoauszÃ¼gen nachvollzogen werden
kÃ¶nnte, wie, wann und in welcher HÃ¶he
FamilienangehÃ¶rige der KlÃ¤gerin ihr
zwischen April 2022 und Dezember 2023
Geld zur Ã�berbrÃ¼ckung ihrer Notlage
zugewendet haben.

Â 

Wegen des weiteren Sachverhalts und
Vorbringens wird auf den Inhalt der
beigezogenen Verwaltungsakte und den
der (beigezogenen) Prozessakten Bezug
genommen. 

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Klagen sind abzuweisen.

Â 

Gegenstand des Klageverfahrens S 12 AS
1592/23 sind aufgrund des
sozialgerichtlichen
Verbindungsbeschlusses vom 21.03.2024
sowohl der Ablehnungsbescheid des
Beklagten vom 19.12.2022 in der Gestalt
seines Widerspruchsbescheides vom
24.04.2023 als auch sein weiterer
Ablehnungsbescheid vom 01.08.2023 in
der Gestalt in der Gestalt seines weiteren
Widerspruchsbescheides vom
31.10.2023, mit denen der Beklagte
jeweils zulasten der KlÃ¤gerin ablehnte,
ihr Leistungen nach dem SGB II in Form
der Regel- und Unterkunftskosten zu
gewÃ¤hren.

Â 

In zeitlicher Hinsicht werden ihre
streitbefangenen LeistungsansprÃ¼che
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auf sÃ¤mtliche Bewilligungsmonate von
April 2022 bis (einschlieÃ�lich) Dezember
2023 begrenzt durch die jeweils
nachfolgenden BewilligungsantrÃ¤ge der
KlÃ¤gerin und die diesbezÃ¼glich
ebenfalls nachfolgenden
Verwaltungsentscheidungen des
Beklagten. 

Â 

Wenn die BehÃ¶rde die
Leistungsbewilligung ablehnt, ohne diese
Ablehnung zeitlich einzugrenzen, kann
ein Antragsteller nÃ¤mlich im Falle eines
diesbezÃ¼glichen sozialgerichtlichen
Verfahrens seine Leistungsberechtigung
fÃ¼r den gesamten Zeitraum bis zur
gerichtlichen Entscheidung
Ã¼berprÃ¼fen lassen, ohne einen neuen
Leistungsantrag bei der BehÃ¶rde stellen
zu mÃ¼ssen (vgl. BSG Urteil vom
31.10.2007, B 14/11b AS 59/06 R, Rn. 13
m.w.N., juris). Ggfs. enden die
ZeitrÃ¤ume, fÃ¼r den die ablehnenden
Entscheidungen Wirkung entfalten,
rÃ¼ckwirkend mit Erteilung des jeweils
nachfolgenden Bescheides, und zwar bis
zum Zeitpunkt der RÃ¼ckwirkung des
Folgeantrags auf den Monatsersten (BSG
a.a.O.; und Urteile vom 13.07.2017, B 4
AS 17/16 R, Rn. 13 m.w.N., juris; und vom
25.08.2011, B 8 SO 19/10 R, Rn. 9, juris). 

Â 

Gemessen hieran ist im vorliegenden Fall
der Streitgegenstand wegen des zeitlich
unbefristeten Ablehnungsbescheides des
Beklagten vom 19.12.2022 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom
24.04.2023 zeitlich eingegrenzt auf den
Leistungszeitraum 01.04.2022 bis
30.04.2023, weil der diesbezÃ¼gliche
Leistungsantrag vom 06.04.2022
gemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 2 Satz 1 SGB II auf
den 01.04.2022 rÃ¼ckwirkt, sowie, weil
der Folgeantrag der KlÃ¤gerin vom
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31.05.2023 auf den 01.05.2023
rÃ¼ckwirkt und der Beklagte hierÃ¼ber
durch den Ablehnungsbescheid vom
01.08.2023 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 31.10.2023
bereits (parallel zum laufenden Verfahren
SÂ 12 AS 1592/23) entschieden hat.

Â 

Und wegen eben dieses weiteren
streitbefangenen unbefristeten
Ablehnungsbescheides (vom 01.08.2023
in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom
31.10.2023) ist der Streitgegenstand
zeitlich schlieÃ�lich auch beschrÃ¤nkt auf
den weiteren Leistungszeitraum
01.05.2023 bis 31.12.2023, da der
Beklagte Ã¼ber den auf den 01.01.2024
rÃ¼ckwirkenden Folgeleistungsantrag der
KlÃ¤gerin vom 10.01.2024 bereits mit
dem unangefochtenen
Ablehnungsbescheid vom 20.03.2024
entschieden hat.

Â 

Die zwei hiergegen jeweils statthaften,
kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklagen sind zumindest
formgemÃ¤Ã� zum Ã¶rtlich und sachlich
zustÃ¤ndigen Sozialgericht Karlsruhe
erhoben worden und jedenfalls
unbegrÃ¼ndet, sodass dahinstehen kann,
ob sie auch fristgemÃ¤Ã� erhoben
worden sind.

Â 

UnbegrÃ¼ndet sind die beiden Klagen,
obgleich das Gericht dem Beklagten bei
seiner BeweiswÃ¼rdigung im
Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren
nicht dahingehend folgt, dass die 1969
geborene KlÃ¤gerin nachweislich
Partnerin ihres 28 Jahre jÃ¼ngeren
Mitbewohners gewesen sei, denn das
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Gericht erkennt im Ergebnis fÃ¼r Recht,
dass der Beklagte mit seinen
angefochtenen Bescheiden (vom
19.12.2022, 24.04.2023, 01.08.2023 bzw.
31.10.2023) die LeistungsgewÃ¤hrung an
die KlÃ¤gerin nach dem SGB II fÃ¼r April
2022 bis Dezember 2023 ablehnte. 

Â 

Der streitbefangene Anspruch auf
Geldleistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts findet seine gesetzliche
Grundlage in Â§Â 7 Abs.Â 1 S.Â 1 SGB II.
Danach erhalten Personen Leistungen
nach dem SGB II, die 

1. das 15. Lebensjahr vollendet und die
Altersgrenze nach Â§Â 7a SGB II noch
nicht erreicht haben, 

2. erwerbsfÃ¤hig sind, 

3. hilfebedÃ¼rftig sind und 

4. ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland haben. 

Â 

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt zwar die
Voraussetzungen nach Â§Â 7 Abs.Â 1
S.Â 1 Nrn. 1, 2 und 4 SGB II, ohne dass im
Fall der syrischen StaatsangehÃ¶rigen
zwischen dem 01.04.2022 und dem
31.12.2023 ein Leistungsausschluss nach 
Â§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB II gegeben wÃ¤re. 

Â 

Allerdings scheitert ihr
Geldleistungsanspruch daran, dass sie im
Leistungszeitraum nicht hilfebedÃ¼rftig
i.S.d. Â§Â 7 Abs.Â 1 S.Â 1 Nr.Â 3 SGB II
i.V.m. Â§Â§Â 9, 11-13 SGB II war. 

Â 
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GemÃ¤Ã� Â§Â 9 Abs.Â 1 SGB II ist
hilfebedÃ¼rftig, wer seinen
Lebensunterhalt nicht oder nicht
ausreichend aus dem zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder
VermÃ¶gen sichern kann und die
erforderliche Hilfe nicht von anderen,
insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von
TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen,
erhÃ¤lt. 

Â 

Hier verbleiben unter WÃ¼rdigung
sÃ¤mtlicher UmstÃ¤nde des Einzelfalls
erhebliche Zweifel daran, dass die
KlÃ¤gerin zwischen dem 01.04.2022 und
dem 31.12.2023 ihren Lebensunterhalt
nicht mithilfe geldwerter Zuwendungen
ihrer Wohnraumgeber, ihrer
AngehÃ¶rigen aus dem In- und Ausland
sowie weiterer Bekannter sichern konnte. 

Â 

Die Nichtnachweisbarkeit der
HilfebedÃ¼rftigkeit der KlÃ¤gerin geht zu
ihren Lasten. Nach den allgemeinen
GrundsÃ¤tzen der Beweislast trÃ¤gt der
erwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige die
Beweislast dafÃ¼r, dass die gesetzlichen
Tatbestandsmerkmale eines Anspruchs
auf Leistungen nach dem SGB II gemÃ¤Ã�
Â§Â 7 Abs.Â 1 SGB II vorliegen (so
ausdrÃ¼cklich: BSG Urteil vom
27.01.2009, B 14 AS 6/08 R, Rn. 19, juris).
Das Gericht muss die Tatsache der
HilfebedÃ¼rftigkeit grundsÃ¤tzlich nach
dem MaÃ�stab des Vollbeweises
feststellen. Absolute Gewissheit ist nicht
erforderlich, aber eine an Gewissheit
grenzende Wahrscheinlichkeit (BSG Urteil
vom 17.04.2013, B 9 V 1/12 R, Rn. 33,
juris). Diese Voraussetzung ist erfÃ¼llt,
wenn die Tatsache in so hohem MaÃ�e
wahrscheinlich ist, dass alle UmstÃ¤nde
des Falles nach vernÃ¼nftiger
AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des
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Verfahrens und nach der allgemeinen
Lebenserfahrung geeignet sind, die volle
richterliche Ã�berzeugung zu
begrÃ¼nden (BSG Beschluss vom
08.08.2001, B 9 V 23/01 B, Rn. 4, juris;
BSG Urteil vom 05.05.2009, B 13 R 55/08
R, Rn. 28, juris). 

Â 

Die HilfebedÃ¼rftigkeit der KlÃ¤gerin
lÃ¤sst sich im vorliegenden Einzelfall S 12
AS 1592/23 nicht mit dem erforderlichen
VollbeweismaÃ� feststellen. Nach
AusschÃ¶pfung sÃ¤mtlicher zumutbarer
Erkenntnisquellen kann die Tatsache
nicht erwiesen werden, dass die
KlÃ¤gerin vom 01.04.2022 bis zum
31.12.2023 fÃ¼r einen der
Leistungsmonate auÃ�erstande war,
ihren Lebensunterhalt zu sichern ohne die
Leistungen des Beklagten. Dieser
Nachweis ist nicht erbracht worden durch
die Beiziehung der Verwaltungsakten des
Beklagten, durch die mehrstÃ¼ndige
AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung bzw. durch die
ebenfalls ausgiebige Zeugenvernehmung
des von ihr benannten langjÃ¤hrigen
Mitbewohners. Weitere Beweismittel sind
im Klageverfahren weder von der
fachkundig vertretenen KlÃ¤gerin
benannt worden noch sonst fÃ¼r das
erkennende Gericht ersichtlich, zumal sie
gegenÃ¼ber dem Gericht angegeben hat,
dass keine Vertragsurkunden existieren
wegen der ihr von AngehÃ¶rigen im In-
und Ausland zugewandten Gelder.

Â 

Davon, dass es sich bei den finanziellen
Zuwendungen der FamilienangehÃ¶rigen
und Bekannten der KlÃ¤gerin nicht um
bedarfsmindernde Einkommen im Sinne
der Â§Â§Â 11 ff. SGB II handelt, kann sich
das Gericht auch nach dem Ergebnis der
eingehenden Beweisaufnahme nicht
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Ã¼berzeugen. Es ist nicht voll bewiesen,
dass es sich bei den Zuwendungen um
anrechnungsfreie Gegenleistungen
handelt, die in der rechtswirksamen
Erwartung getÃ¤tigt wurden, die
KlÃ¤gerin werde wegen der erhaltenen
Zuwendungen ihrerseits geldwerte
Zuwendungen an ihre Geld- und
Wohnungsgeber erwidern mÃ¼ssen
wÃ¼rde, um diesbezÃ¼gliche
Zahlungspflichten aus (Unter-)Miet- bzw.
DarlehensvertrÃ¤gen zu erfÃ¼llen.

Â 

Indes ist der KlÃ¤gerin hier zuzugestehen,
dass sie ihre finanzielle Situation nicht
gÃ¤nzlich abwegig und lebensfremd
darstellt. Insbesondere ist denkbar, dass
eine allein in Deutschland lebende,
schutzbedÃ¼rftige Syrerin im Alter vonÂ 
53 (und mehr) Jahren ihren
Lebensunterhalt nur mithilfe finanzieller
UnterstÃ¼tzung bestreiten kann, die ihr
AngehÃ¶rige im In- und Ausland sowie
inlÃ¤ndische Bekannte zur
Ã�berbrÃ¼ckung einer
vorÃ¼bergehenden Notsituation in der
Erwartung gleichwertiger
Gegenleistungen zuwenden.
SelbstverstÃ¤ndlich machen auch Syrer in
der Bundesrepublik von der MÃ¶glichkeit
Gebrauch, rechtswirksame (Unter-)Miet-
bzw. DarlehensvertrÃ¤ge (bzw.Â 
diesbezÃ¼gliche Stundungs- und
Ratenzahlungsvereinbarungen)
miteinander abzuschlieÃ�en und klagen
etwaige (RÃ¼ck-) Zahlungspflichten
hieraus entweder bei Bedarf ein oder
verzichten nur deshalb darauf, weil ihnen
die Durchsetzung ihrer formal
bestehenden Rechtspositionen weniger
bedeutsam ist als der besonders
achtungswÃ¼rdige Wunsch, einander in
der Not solidarisch beizustehen, anstatt
ggfs. (mangels Insolvenzmasse nicht
einmal vollstreckbare) Titel durch zeit-
und kostenaufwendige Gerichtsverfahren
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zu erwirken. Die SolidaritÃ¤t der
Mitmenschen syrischer
StaatsangehÃ¶rigkeit, die in Deutschland
vor dem heimischen BÃ¼rgerkrieg
Zuflucht nehmen mussten und hier
einander in finanzieller Not
hingebungsvoll beistehen, stellt
mitnichten ein Verbrechen dar. Treffend
hat dies der Zeuge in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung zur vollen Ã�berzeugung
des Gerichts ausgefÃ¼hrt.

Â 

Im vorliegenden Einzelfall bestehen bei
der 12. Kammer des Sozialgerichts
Karlsruhe in ihrer Besetzung vom
29.10.2024 dennoch erhebliche Zweifel
an der HilfebedÃ¼rftigkeit der KlÃ¤gerin
zwischen dem 01.04.2022 und dem
31.12.2023. Denn die Zweifel an der
HilfebedÃ¼rftigkeit konnten nicht
hinreichend ausgerÃ¤umt werden trotz
der Beiziehung der Verwaltungsakten des
Beklagten und der Auswertung (auch) der
Gerichtsakten vergangener Prozesse
einschlieÃ�lich der darin zahlreich
enthaltenen schriftlichen und
mÃ¼ndlichen Stellungnahmen der
KlÃ¤gerin sowie der Vernehmung ihres
langjÃ¤hrigen Mitbewohners als Zeugen
in der dafÃ¼r eigens stattgehabten
Beweisaufnahme. 

Â 

Vielmehr hÃ¤lt es die 12. Kammer des
Sozialgerichts Karlsruhe in ihrer
Besetzung vom 29.10.2024 fÃ¼r nicht
unwahrscheinlich, dass es sich bei den
finanziellen Zuwendungen der
AngehÃ¶rigen der KlÃ¤gerin aus dem In-
und Ausland (das heiÃ�t: in Schweden)
nicht um anrechnungsfreie Darlehen,
sondern um Einkommen im Sinne des 
Â§Â 11 Abs.Â 1 SGB II in der Gestalt
verdeckter freiwilliger
UnterhaltsgewÃ¤hrungen handelt. 
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Â 

GemÃ¤Ã� Â§Â 11 Abs.Â 1 S.Â 1 SGB II
sind Einnahmen in Geld als Einkommen
zu berÃ¼cksichtigen abzÃ¼glich der
nach Â§Â 11b SGB II abzusetzenden
BetrÃ¤ge mit Ausnahme der in Â§Â 11a
SGB II genannten Einnahmen. Nach 
Â§Â 11 Abs.Â 1 S.Â 3 SGB II sind als
Einkommen auch ZuflÃ¼sse aus
darlehensweise gewÃ¤hrten
Sozialleistungen zu berÃ¼cksichtigen,
soweit sie dem Lebensunterhalt dienen.
Weitere Regelungen zur Anrechnung von
Darlehen sind weder im SGB II noch in der
Alg II-V enthalten, so dass sich aus Â§Â 11
Abs.Â 1 S.Â 3 SGB II der Umkehrschluss
ergibt, dass andere Darlehen als die von
Sozialleistungen anrechnungsfrei sind,
unabhÃ¤ngig von ihrer
Zweckbestimmung (Schwabe in
BeckOGK, SGB II, Stand: 01.02.2021,
Â§Â 11, Rn. 48). Dies entspricht auch dem
Urteil des BSG vom 17.06.2010 (B 14 AS
46/09 R, Rn. 19, juris), wonach Darlehen,
unabhÃ¤ngig von ihrer
Zweckbestimmung, nicht anrechenbar
sind. Ein Darlehen, das an den
Darlehensgeber zurÃ¼ckzuzahlen ist,
stellt als eine nur vorÃ¼bergehend zur
VerfÃ¼gung gestellte Leistung kein
Einkommen dar, auch wenn es als
â��bereites Mittelâ�� zunÃ¤chst zur
Deckung des Lebensunterhalts verwandt
werden kÃ¶nnte (BSG a.a.O., Rn. 16,
juris). 

Â 

MaÃ�geblich ist dabei ausschlieÃ�lich, ob
ein wirksamer Darlehensvertrag i.S.v. 
Â§Â 488 BGB abgeschlossen wurde. Dabei
sind Darlehen, insbesondere unter
Verwandten, von verschleierten
Schenkungen oder einer verdeckten,
auch freiwilligen UnterhaltsgewÃ¤hrung,
abzugrenzen und strenge Anforderungen
an die DurchfÃ¼hrung der
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DarlehensgewÃ¤hrung zu stellen. Indizien
fÃ¼r eine verdeckte Schenkung sind das
Fehlen plausibler GrÃ¼nde fÃ¼r ein
Darlehen oder die fehlende substantiierte
Darlegung vom Inhalt, z.B., bzgl.
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses,
DarlehenshÃ¶he und
RÃ¼ckzahlungsmodalitÃ¤ten (Schwabe
a.a.O.). Weil und soweit der fÃ¼r den
HilfebedÃ¼rftigen gÃ¼nstige Umstand,
dass ein nachgewiesener Zufluss
gleichwohl als Einkommen nicht zu
berÃ¼cksichtigen ist, seine SphÃ¤re
betrifft, obliegen ihm bei der AufklÃ¤rung
der erforderlichen Tatsachen
Mitwirkungspflichten; die
Nichterweislichkeit der Tatsachen geht zu
seinen Lasten (BSG a.a.O., Rn. 21, juris). 
Â§Â 488 Abs.Â 1 S.Â 1 BGB zufolge wird
der Darlehensgeber durch den
Darlehensvertrag verpflichtet, dem
Darlehensnehmer einen Geldbetrag in der
vereinbarten HÃ¶he zur VerfÃ¼gung zu
stellen. Der Darlehensnehmer ist
verpflichtet, einen geschuldeten Zins zu
zahlen und bei FÃ¤lligkeit das zur
VerfÃ¼gung gestellte Darlehen
zurÃ¼ckzuzahlen (Â§Â 488 Abs.Â 1 S.Â 2
BGB). Die Wahrung von im
GeschÃ¤ftsverkehr Ã¼blichen
ModalitÃ¤ten (wie der Vereinbarung der
in Â§Â 488 Abs.Â 1 BGB genannten
weiteren Vertragspflichten) kann als ein
Indiz dafÃ¼r gewertet werden, dass ein
Darlehensvertrag tatsÃ¤chlich
geschlossen worden ist. Es ist nicht
erforderlich, dass sowohl die Gestaltung
(z.B. Schriftform, Zinsabrede oder
Gestellung von Sicherheiten) als auch die
DurchfÃ¼hrung des Vereinbarten in
jedem Punkt dem zwischen Fremden â��
insbesondere mit einem Kreditinstitut â��
Ã�blichen zu entsprechen hat (BSG
a.a.O., Rn. 22, juris). 

Â 

Auch die Inanspruchnahme familiÃ¤rer
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Hilfe ist bei der BewÃ¤ltigung einer
Notlage zulÃ¤ssig, wobei von vornherein
klar sein muss, dass Zuwendungen nur
deshalb erfolgen, weil der
LeistungstrÃ¤ger die Hilfe versagt hat
und Eltern, Geschwister oder ein Dritter
bis zur endgÃ¼ltigen KlÃ¤rung im
Widerspruchs- oder Klageverfahren
einspringen wollen. Die auf einen
unbestimmten Zeitpunkt festgelegte
RÃ¼ckfÃ¼hrung des Darlehens ist nicht
als entscheidendes Kriterium anzusehen,
das gegen eine wirklich gewollte
Darlehensverpflichtung spricht (vgl. dazu
BSG Urteil vom 20.12.2011, B 4 AS 46/11
R, Rn. 16 f., juris; vgl. fÃ¼r die
Abgrenzung zum ScheingeschÃ¤ft auch
LSG NRW Urteil vom 30.07.2013, L 2 AS
1021/12, Rn. 27 ff., juris; LSG
Niedersachsen-Bremen Beschluss vom
27.06.2017, L 11 AS 378/17 B ER, Rn. 17
ff., juris).

Â 

Gemessen an diesen MaÃ�stÃ¤ben ist im
Verfahren S 12 AS 1592/23 nicht mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
davon auszugehen, dass die finanziellen
Zuwendungen seitens der AngehÃ¶rigen
der KlÃ¤gerin als Darlehen mit
Rechtsbindungswillen einzustufen sind. Es
bleibt vielmehr nicht unwahrscheinlich,
dass sie verdeckte Schenkungen bzw.
eine Form der freiwilligen
UnterhaltsgewÃ¤hrung darstellen. Die
KlÃ¤gerin hat insofern in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung unumwunden
zugestanden, dass sie von ihren
FamilienangehÃ¶rigen auch aus dem
Ausland Zuwendungen erhalten habe,
ohne derentwegen schriftliche
DarlehensvertrÃ¤ge vorlegen zu
kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin hat auch zum
Inhalt, zum Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses, zur DarlehenshÃ¶he
und zu etwaigen
RÃ¼ckzahlungsmodalitÃ¤ten keine
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substantiierten Angaben gemacht, welche
den Anforderungen an die
DurchfÃ¼hrung der DarlehensfÃ¼hrung
unter Verwandten Rechnung tragen
wÃ¼rden. Ã�berdies hat die KlÃ¤gerin
eine diesbezÃ¼gliche inhaltliche
PrÃ¼fung jahrelang dadurch erschwert,
dass sie trotz der wiederholten
Aufforderung in den Verwaltungs- und
Widerspruchsverfahren, ihre
Kontoverbindungen offenzulegen bzw.
KontoauszÃ¼ge vorzulegen, von sich aus
keinerlei Angaben dazu gemacht, auf
welchem Wege ihr aus dem In- und
Ausland Geldzahlungen zugeflossen sind,
die aus den von ihr vorgelegten
KontoauszÃ¼gen der lokalen Sparkasse
nicht ersichtlich sind. Bei lebensnaher
Betrachtung bezweifelt das Gericht
deshalb, dass die KlÃ¤gerin zwischen
01.04.2022 und 31.12.2023 nicht Ã¼ber
zumindest ein weiteres Konto im (z. B.
syrischen oder schwedischen) Ausland
verfÃ¼gte, auf das sie auch von
Deutschland aus zugreifen konnte, wenn
ihre AngehÃ¶rigen (zum Beispiel aus
Schweden oder Syrien) dorthin Geld
Ã¼berwiesen, um den Lebensunterhalt
der KlÃ¤gerin in Deutschland
sicherzustellen.

Â 

Ã�berdies spricht gegen das Vorliegen
von mit Rechtsbindungswillen
geschlossenen DarlehensvertrÃ¤gen
unter AngehÃ¶rigen, dass es bereits zum
Zeitpunkt der in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung zugestandenen
Zuwendungen aus dem In- und Ausland,
unwahrscheinlich war, dass die KlÃ¤gerin
die ihr Ã¼berlassenen Summen wÃ¼rde
zurÃ¼ckzahlen kÃ¶nnen, weil der
Beklagte bereits mit den
Versagungsbescheiden vom 13.01.2021,
30.01.06.2022 bzw. 01.09.2022 die
Leistungen ab 01.11.2020, ab 01.04.2022
bzw. ab 01.06.2022 versagt hatte und
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auch das um Rechtsschutz ersuchte
Sozialgericht Karlsruhe mit zwei
BeschlÃ¼ssen vom 10.06.2022 den
Erlass einstweiliger Anordnungen
zugunsten der KlÃ¤gerin unter den
Aktenzeichen S 13 AS 1457/22 ER und S
13 AS 1458/22 ER abgelehnt hatte und
auch die Rechtsbehelfe in den
Hauptsachen SÂ 13 AS 1471/22 sowie S
13 AS 1472/22 erfolglos geblieben
waren. 

Â 

Zweifel an der HilfebedÃ¼rftigkeit der
KlÃ¤gerin verbleiben fÃ¼r den
Bewilligungszeitraum April 2022 bis
Dezember 2023 indes nicht nur wegen
der nicht aufklÃ¤rbaren
EinkommensverhÃ¤ltnisse der KlÃ¤gerin
aufgrund der von ihr zugestandenen, aber
fÃ¼r das Gericht nicht nachvollziehbaren
Zuwendungen aus dem In- und Ausland.
Denn nach dem Ergebnis der
eingehenden Beweisaufnahme kann sich
das Gericht auch nicht davon
Ã¼berzeugen, dass auf der
Ausgabenseite die von der KlÃ¤gerin
geltend gemachten Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung
rechtstatsÃ¤chlich wirksam entstanden
sind. 

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II
werden bei der Bemessung der hier
streitbefangenen Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts die
Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in
HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
anerkannt, soweit diese angemessen
sind. Nach der Rechtsprechung des BSG
(14.04.2011, B 8 SO 18/09 R; 25.08.2011,
B 8 SO 29/10 R; 20.08.2009, B 14 AS
34/08 R) setzt der Anspruch auf
Leistungen fÃ¼r Kosten der Unterkunft
und Heizung bei der anspruchstellenden
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Person grundsÃ¤tzlich einen
entsprechenden tatsÃ¤chlichen Bedarf
â�� im Sinne einer wirksamen (zivil-)
rechtlichen Verpflichtung gegenÃ¼ber
Dritten â�� voraus (BSG, 25.08.2011, B 8
SO 29/10 R).

Â 

Gemessen hieran bestand im
vorliegenden Fall nicht nachweislich ein
Anspruch auf Leistungen fÃ¼r Kosten der
Unterkunft und Heizung. Es bestehen
gewichtige Zweifel daran, dass die
KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum
zivilrechtlich wirksamen (Unter-) Mietzins-
bzw. Heiz- und Nebenkostenforderungen
ausgesetzt war. Sie kann trotz ihrer
unzweifelhaften Unterbringung in der
CCCCC (in 76137 Karlsruhe) bzw. im
DDDDD (in 76149 Karlsruhe) daher fÃ¼r
die Zeit vom 01.04.2022 bis zum
31.12.2023 die anspruchsbegrÃ¼ndende
BerÃ¼cksichtigung von Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung nach Â§ 22 SGB II
nicht beanspruchen.

Â 

Erstens war die KlÃ¤gerin nach dem
DafÃ¼rhalten des Gerichts
wahrscheinlich nicht einer
rechtsverbindlichen Verpflichtung zur
Zahlung von monatlich 500,- â�¬
ausgesetzt aufgrund des nicht datierten
â��Untermietvertragesâ�� auf Seite 490f.
der zum Verfahren S 12 AS 1592/23
beigezogenen Verwaltungsakte, der ihre
Unterbringung in der CCCCC im
Bewilligungszeitraum ab April 2022 bis
April 2023 betrifft. 

Â 

Dem missverstÃ¤ndlich ausgefÃ¼llten
Vertragsvordruck zufolge war der dort
ebenfalls wohnhafte Zeuge dort einerseits
â��Untermieterâ�� und andererseits
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â��Vermieterâ�� wÃ¤hrend die KlÃ¤gerin
dortige(r) â��Mieterâ�� und zugleich
EigentÃ¼merin desjenigen Hauses (in der
CCCCC in Karlsruhe) gewesen sei, in dem
die untervermietete(n)
â��RÃ¤ume/Wohnungâ�� gelegen waren.
Aus dem ebenfalls (auf Seite 477 ff. der
Verwaltungsakte) aktenkundigen
â��Mietvertrag Ã¼ber eine unmÃ¶blierte
Wohnungâ�� bezÃ¼glich derselben
Wohnung in der CCCCC in Karlsruhe vom
13.12.2021 und dem Ã¼brigen
Vorbringen der KlÃ¤gerin und der
Vernehmung des Zeugen durch das
Gericht ergibt sich zwar letztlich
unzweifelhaft, dass der Zeuge dieselbe
Wohnung fÃ¼r sich angemietet hatte und
die Urkunde Ã¼ber den
â��Untermietvertragâ�� so ausgelegt
werden sollte, dass die KlÃ¤gerin als
Untermieterin in Erscheinung treten
sollte. 

Â 

Die Unterzeichnung eben dieser
Untermietvertragsurkunde begrÃ¼ndete
zur Ã�berzeugung des Gerichts indes
aber nicht nachweislich das
Zustandekommen eines wirksamen
Wohnraumuntermietvertrages nach Â§
535 ff. BGB. Die Abgabe der
WillenserklÃ¤rungen erfolgte nach dem
DafÃ¼rhalten der Kammer seitens der
KlÃ¤gerin und seitens ihres damaligen
Mitbewohners â�� dem Zeugen â��
nÃ¤mlich eher im Wege eines
unwirksamen ScheingeschÃ¤fts nach Â§
117 Abs. 1 BGB, um die tatsÃ¤chlich
allseits gewollte und nach Â§Â 117 Abs. 2
BGB rechtswirksame unentgeltliche
WohnraumÃ¼berlassung an die KlÃ¤gerin
zu dissimulieren, die seit ihrem Bezug des
Wohnhauses Anfang 2022 bis zu ihrem
dortigen Auszug Mitte 2023
ununterbrochen praktiziert und
wahrscheinlich nur gegenÃ¼ber dem
Beklagten in der Absicht verdunkelt
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worden ist, von ihm zu Unrecht
Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts zu beziehen, welche die
KlÃ¤gerin (auch) aufgrund ihrer
kostenfreien Unterbringungen dort (sowie
wegen der geldwerten Zuwendungen
durch AngehÃ¶rige im In- und Ausland, s.
o.) nicht benÃ¶tigte.

Â 

Die Kammer verkennt dabei nicht, dass
die BegrÃ¼ndung einer rechtlichen
Verbindlichkeit zur Zahlung von
Unterkunfts- und Heizkosten in FÃ¤llen
des Zusammenlebens von miteinander
freundschaftlich verbundenen Personen
grundsÃ¤tzlich eine naheliegende und
nicht beanstandungswÃ¼rdige
GestaltungsmÃ¶glichkeit bzw. Reaktion
auf die bereits zitierte Rechtsprechung
des BSG darstellt. Gerade im hier
vorliegenden Fall (sichÂ â��Â zugunsten
einer im fremdsprachigen Ausland
alleinstehenden, erwerbslosen und damit
schutzbedÃ¼rftigen Frau in ihren
FÃ¼nfzigern â�� aufopfernder
MitbÃ¼rger eines vom BÃ¼rgerkrieg
betroffenen Herkunftslandes) haftet der
Wahrnehmung einer mietvertraglichen
RechtsgestaltungsmÃ¶glichkeit nichts
AnstÃ¶Ã�iges oder Verbotenes an. 

Â 

Nichtsdestotrotz vermag sich die Kammer
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme
im vorliegenden Fall nicht darÃ¼ber
hinwegzusetzen, dass der Mitbewohner
im Rahmen seiner Zeugenvernehmung
detailliert, widerspruchslos, plausibel und
Ã¼bereinstimmend mit der KlÃ¤gerin
ausgefÃ¼hrt hat, dass und warum fÃ¼r
ihn entgegen seiner schriftlichen
KÃ¼ndigungserklÃ¤rung vom 28.10.2022
(vgl. Seite 624 der
VerwaltungsvorgÃ¤nge des Beklagten)
aufgrund seiner herausragenden
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Mitmenschlichkeit unter keinen
UmstÃ¤nden eine Beendigung der
WohnraumÃ¼berlassung an die KlÃ¤gerin
ernstlich in Betracht gekommen wÃ¤re,
weil er sich verantwortlich dafÃ¼r
fÃ¼hlte, dass die KlÃ¤gerin nicht
obdachlos wird und ihr ggfs. eben diese
Obdachlosigkeit gedroht hÃ¤tte, falls die
fÃ¼r das Jobcenter mit ihm aufgesetzte
Untermietervertragsurkunde ohne Datum
(vgl. Seite 280 der Verwaltungsakte des
Beklagten) tatsÃ¤chlich praktiziert
worden wÃ¤re. 

Â 

In Anbetracht dessen hat die Kammer
erheblich Zweifel daran, dass die
Aufsetzung der Mietvertragsurkunde nicht
maÃ�geblich durch die gemeinsame
Annahme beider Urheber motiviert war,
dass eben dieser rechtsfÃ¶rmliche Akt in
der Bundesrepublik Deutschland
gegenÃ¼ber dem Beklagten von beiden
syrischen Mitbewohnern simuliert werden
musste, um die begehrten Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts fÃ¼r die
KlÃ¤gerin von der deutschen
Sozialleistungsverwaltung zu erhalten.
Wesentlicher Zweck der Beurkundung
war nach der BeweiswÃ¼rdigung des
Gerichts aufgrund der mÃ¼ndlichen
Verhandlung hierbei gerade nicht,
tatsÃ¤chlich Geld bzw. Mietzins- und Heiz-
bzw. Nebenkostenzahlungen von der
KlÃ¤gerin zu erhalten, sondern, dass der
Beklagte an die KlÃ¤gerin
diesbezÃ¼gliche Leistungen auszahlt.
Etwaigen EinkÃ¼nften aus der
Untervermietung der von ihm
angemieteten Unterkunft in der CCCCC
maÃ� der Mitbewohner bzw. Zeuge
erklÃ¤rtermaÃ�en weniger Bedeutung als
der Vermeidung der Obdachlosigkeit der
KlÃ¤gerin, fÃ¼r die er sich seinen
Angaben gegenÃ¼ber dem Gericht
zufolge verantwortlich fÃ¼hlte. 
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Â 

Auch nach den gleichermaÃ�en
anschaulichen Schilderungen der
KlÃ¤gerin erfolgte die Fortsetzung der
WohnraumÃ¼berlassung nicht nur aus
eigensinnigen wirtschaftlichen Motiven
des Zeugen, sondern aus einem
respektablen VerantwortungsgefÃ¼hl,
welches selbst dann andauerte, als die
KlÃ¤gerin wÃ¤hrend der gesamten Dauer
des dortigen Zusammenlebens keinerlei
Zahlungen an den Zeugen leistete,
obwohl wÃ¤hrenddessen angeblich
7.500,- â�¬ an ihn zu zahlen gewesen
wÃ¤ren, derentwegen er aber bis zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung keine
Zahlungsklage erhoben (und nie die
RÃ¤umung des Zimmers der KlÃ¤gerin in
der CCCCC ernstlich betrieben) hat.

Â 

TatsÃ¤chlich bedurfte es zum Zeitpunkt
des angeblichen
Untermietvertragsschlusses Anfang 2022
nicht der BegrÃ¼ndung eines
dauerhaften Rechts auf alleinige Nutzung
eines Zimmers durch die KlÃ¤gerin bzw.
zur gemeinschaftlichen Nutzung sonstiger
RÃ¤ume der vom Zeugen bzw.
Mitbewohner angemieteten Wohnung. Ein
â�� auch ohne Einhaltung der Schriftform
nach Â§ 133, 157 BGB in rechtswirksamer
Weise â�� in mÃ¼ndlicher oder
stillschweigender Form geschlossener
Vertrag Ã¼ber die unentgeltliche
Ã�berlassung dieser
MitbenutzungsmÃ¶glichkeit bestand
zugunsten der KlÃ¤gerin auch ohne eine
Beurkundung.

Â 

Die KlÃ¤gerin und der Zeuge hatten
nÃ¤mlich bereits beim Erstbezug des
Wohnhauses in der CCCCC miteinander
zumindest stillschweigend vereinbart,
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dass die KlÃ¤gerin bei Bedarf ein Zimmer
in der Wohnung fÃ¼r sich zum Schlafen
bzw. Wohnen nutzen kann und eben
diese Vereinbarung auch praktisch in
Vollzug gesetzt, ohne, dass der Zeuge
hierfÃ¼r jemals eine monetÃ¤re
Gegenleistung faktisch verlangt hÃ¤tte,
weil der Beklagte ihr bereits mit Bescheid
vom 13.01.2021 Leistungen versagt hatte
und damit zu rechnen war, dass der
Beklagte an seiner Rechtsauffassung
festhalten wÃ¼rde. Dies ist auch daraus
zu schlussfolgern, dass der Zeuge bzw.
Mitbewohner einen faktischen Vollzug der
Untermietvertragsurkunde Ã¼ber die
CCCCC nicht ernsthaft verlangte,
nachdem der Beklagte wegen seiner
Annahme, zwischen der KlÃ¤gerin und
dem Zeugen bestehe eine
Verantwortungs- und
Einstehungsgemeinschaft, mit Bescheid
vom 09.03.2022 die vormalige
Leistungsbewilligung an die KlÃ¤gerin zu
ihren Lasten fÃ¶rmlich aufgehoben hatte.
Und selbst nach dem 2022
durchgefÃ¼hrten Hausbesuch beendete
der Zeuge bzw. Mitbewohner die
WohnraumÃ¼berlassung an die KlÃ¤gerin
trotz der monatelang ausbleibenden
Untermietzinszahlungen nicht, obwohl mit
Mietzinszahlungen der KlÃ¤gerin nicht
mehr ernstlich zu rechnen war, nachdem
der AuÃ�endienst dokumentiert hatte,
aufgrund welcher Ungereimtheiten die
Angaben der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber dem
Beklagten nicht nachweislich wahr
erschienen, etwa, weil das angeblich
ausschlieÃ�lich vom Zeugen genutzte
Wohnzimmer der CCCCC tatsÃ¤chlich von
beiden fÃ¼r die Verwahrung
persÃ¶nlichen Schriftguts und Ã¼berdies
wÃ¤hrend seiner Abwesenheit von der
KlÃ¤gerin auch allein zum Fernsehen
genutzt wurde, wobei das FernsehgerÃ¤t
nach den widersprÃ¼chlichen
(schriftlichen) Angaben der KlÃ¤gerin der
KlÃ¤gerin (vom 13.10.2022) dem Zeugen,
nach den mÃ¼ndlichen Angaben des
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Zeugen (in der Verhandlung vom
29.10.2024) aber der KlÃ¤gerin gehÃ¶rte,
und, weil sich im angeblich nur von der
KlÃ¤gerin genutzten Schlafzimmer im
Kleiderschrank auch Herrenkleidung
sowie ein Doppelbett nebst BettwÃ¤sche
fÃ¼r zwei Personen befand.

Â 

Vor diesem Hintergrund entpuppen sich
die vermeintlichen Zahlungserinnerungen
bzw. (â��Letzteâ��) Mahnungen des
Zeugen an die KlÃ¤gerin (vgl. S. 514 bis
516 der im Verfahren SÂ 12 AS 1592/23
beigezogenen Verwaltungsakte)
wahrscheinlich als bloÃ�e
ScheingeschÃ¤fte ohne
Rechtsbindungswillen. Ein Vertrauen der
KlÃ¤gerin, wegen der Aufsetzung einer
Schein-Untermietvertragsurkunde und
weiterer geschriebener Schein-
ErklÃ¤rungen durch den Zeugen
Sozialleistungen vom Beklagten zu
erhalten, ist aber nicht schutzwÃ¼rdig,
zumal die fehlende Ernstlichkeit der
ErklÃ¤rungen des Zeugen sich daran
zeigt, dass er bis zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung am 29.10.2024 bzw. binnen
30 Monaten wegen der fÃ¼r April 2022
vermeintlich geschuldeten Untermiete
untÃ¤tig geblieben ist in Bezug auf die
gerichtliche Geltendmachung seiner
vermeintlichen ZahlungsansprÃ¼che
gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin in einer
vermeintlichen GesamthÃ¶he von 7.500,-
â�¬. 

Â 

Die vom Zeugen bzw. Mitbewohner
aufgesetzten ErklÃ¤rungen vom
29.04.2022, 20.05.2022, 09.09.2022 und
15.09.2022 (vgl. Seite 513 ff. der
beigezogenen Verwaltungsakte des
Beklagten) dienten nach dem
DafÃ¼rhalten der Kammer
wahrscheinlich nur der Erzeugung des
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Rechtsscheins eines praktizierten
MietrechtsverhÃ¤ltnisses, sind aber
gerade nicht nachweislich Ausdruck der
Ernsthaftigkeit des Rechtsbindungswillens
der KlÃ¤gerin und ihres Mitbewohners in
Bezug auf ein angebliches
UntermietvertragsverhÃ¤ltnis in der
CCCCC.

Â 

Dahinstehen kann hier, ob der Zeuge der
KlÃ¤gerin zwischen April 2022 und April
2023 Unterhalt rechtsverbindlich
gewÃ¤hren musste. Denn weil eben dies
wohl jedenfalls seiner sehr ehrbaren
Vorstellung von Sittlichkeit entsprach,
gewÃ¤hrte er der KlÃ¤gerin
wahrscheinlich ungeachtet einer
etwaigen Rechtspflicht ohnehin die
MÃ¶glichkeit zum kostenfreien Wohnen
(in ggfs. Ã¼berobligatorischem Umfang).
Eine derartige FÃ¼rsorglichkeit ist kein
Verbrechen, wie er selbst in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung zutreffend
bemerkt hat. Das geradezu kulturfremde
AusmaÃ� an VerantwortungsgefÃ¼hl und
Mitmenschlichkeit syrischer FlÃ¼chtlinge
untereinander honoriert das deutsche
Grundsicherungsrecht aber nicht. Die
deutsche Sozialverwaltung und die
deutschen Sozialgerichte sind an die
Wertentscheidungen des deutschen
Sozialgesetzgebers in Â§Â 7 Abs. 1 S. 1
Nr. 3 SGB II i.V.m. Â§Â§ 9, 11-13 SGB II
gebunden. Sie dÃ¼rfen
Leistungsantragsteller jedweder Herkunft
solange nicht als â��hilfebedÃ¼rftigâ��
erachten, wie besonders anstÃ¤ndige,
auÃ�erordentlich groÃ�zÃ¼gige
Mitmenschen den Lebensunterhalt durch
freiwillige Zuwendungen sichern.
Verfassungsrechtlich begegnet dies
gemÃ¤Ã� Art. 14 Abs. 2 Satz 1 und 2 des
Grundgesetzes keinen Bedenken. Denn
danach verpflichtet Eigentum und sein
Gebrauch soll zugleich dem Wohle der
Allgemeinheit dienen. Es dient indes dem
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Wohle der Allgemeinheit, wenn besonders
solidarische Mitmenschen syrischer
StaatangehÃ¶rigkeit die deutschen
Sozialkassen schonen, indem sie die
Obdachlosigkeit anderer
schutzbedÃ¼rftiger Menschen aus Syrien
jahrelang fast nahtlos dadurch abwenden,
dass sie diese kostenfrei bei sich zuhause
wohnen lassen und sie mit
lebensnotwendigen GÃ¼tern versorgen,
obwohl der deutsche Gesetzgeber keine
derartigen Unterhaltspflichten normiert
und die UnterstÃ¼tzer sogar die eigene
Obdachlosigkeit vorÃ¼bergehend in Kauf
nehmen. 

Â 

Dass im hier vorliegenden Fall der
syrischen KlÃ¤gerin ein unter Deutschen
unÃ¼bliches AusmaÃ�
zwischenmenschlicher NÃ¤chstenliebe
und FÃ¼rsorge anderer syrischer
Menschen mit Fluchthintergrund der
HilfebedÃ¼rftigkeit der alleinstehenden
KlÃ¤gerin abgeholfen und
Sozialleistungen des Jobcenters
entbehrlich gemacht hat, kann durch das
angerufene Gericht nach dem Ergebnis
seiner Beweisaufnahme nicht mit der
erforderlichen Wahrscheinlichkeit
ausgeschlossen werden.

Â 

FÃ¼r das Gericht bestehen indes nicht
nur gewichtige Zweifel daran, dass die
KlÃ¤gerin im Zeitraum April 2022 bis April
2023 zivilrechtlich wirksamen (Unter-)
Mietzins- bzw. Heiz- und
Nebenkostenforderungen ausgesetzt war.
Aus Mangel an Beweisen kann sie ebenso
wenig fÃ¼r die Zeit vom 01.05.2023 bis
zum 31.12.2023 die
anspruchsbegrÃ¼ndende
BerÃ¼cksichtigung von Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung nach Â§ 22 SGB II
beanspruchen, obgleich sie sodann
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bereits unzweifelhaft im DDDDD (in
76149 Karlsruhe) untergebracht war.
Auch insofern hÃ¤lt das Gericht es im
Ergebnis fÃ¼r nicht ausgeschlossen, dass
die diesbezÃ¼glichen Urkunden lediglich
GeschÃ¤fte simulieren, die nie
rechtsverbindlich geschlossen,
geschweige denn lebenspraktisch
vollzogen wurden.

Â 

Die KlÃ¤gerin war nach dem richterlichen
DafÃ¼rhalten nÃ¤mlich wahrscheinlich
auch nicht einer rechtsverbindlichen
Verpflichtung zur Zahlung von monatlich
500,- â�¬ ausgesetzt aufgrund des wohl
am 02.05.2023 unterzeichneten
â��Mietvertragesâ�� mit Herrn AAAAAA,
der auf Seite 754 ff. der zum Verfahren S
12 AS 1592/23 beigezogenen
Verwaltungsakte hinterlegt ist und ihre
Unterbringung im DDDDD vom
03.06.2023 bis 31.12.2023 (und
darÃ¼ber hinaus) betrifft.

Â 

Auch die Unterzeichnung eben dieser
Mietvertragsurkunde begrÃ¼ndete nicht
nachweislich das Zustandekommen eines
wirksamen Wohnraummietvertrages. Die
Abgabe der WillenserklÃ¤rungen erfolgte
nach dem DafÃ¼rhalten der Kammer
seitens der KlÃ¤gerin und seitens ihres
Vermieters nÃ¤mlich mÃ¶glicher Weise
ebenfalls im Wege eines unwirksamen
ScheingeschÃ¤fts nach Â§ 117 Abs. 1 BGB
, um die tatsÃ¤chlich beiderseits gewollte
und nach Â§ 117 Abs. 2 BGB
rechtswirksame unentgeltliche
WohnraumÃ¼berlassung an die KlÃ¤gerin
zu dissimulieren, die seit ihrem Bezug der
Wohnung im Juni 2023 bis Ende
desselben Jahres 2023 ununterbrochen
praktiziert und wahrscheinlich nur
gegenÃ¼ber dem Beklagten in der
Absicht verdunkelt worden ist, von ihm zu
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Unrecht Leistungen zu beziehen, welche
die KlÃ¤gerin auch in diesem
Leistungszeitraum aufgrund der
kostenfreien Unterbringungen und
geldwerten Zuwendungen durch
AngehÃ¶rige im In- und Ausland (s. o.)
nicht benÃ¶tigte.

Â 

Auch insofern vermag sich die Kammer
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme
im vorliegenden Fall nicht darÃ¼ber
hinwegzusetzen, dass Herr AAAAAA am
18.04.2024 schriftlich ausgefÃ¼hrt hat,
dass er seit dem Bezug der von ihm
angeblich angemieteten Wohnung im
DDDDD wÃ¤hrend der vorangegangenen
zehn Monate keine (Miet-) Zahlung
erhalten habe und inzwischen
Nachforderungen in HÃ¶he von 5.000,-
â�¬ gegen die KlÃ¤gerin erhebe. Seine
diesbezÃ¼gliche Mahnung auf Seite 149
des vom Beklagten (erst wÃ¤hrend der
um 09:00 Uhr erÃ¶ffneten und um 13:28
Uhr geschlossenen mÃ¼ndlichen
Verhandlung um 10:32 Uhr vom
Beklagten zur VerfÃ¼gung gestellten)
weiteren Bandes der Verwaltungsakten
wurde wahrscheinlich ebenso nur zum
Schein abgegeben wie die Mahnungen
des Zeugen bzw. (vormaligen
â��Untervermietersâ�� bzw.)
Mitbewohners wegen der Unterbringung
der KlÃ¤gerin in der CCCCC (vergleiche
oben).

Â 

Die WohnraumÃ¼berlassung an die
KlÃ¤gerin dÃ¼rfte auch im DDDDD
jedenfalls bis 31.12.2023 im Wesentlichen
deshalb geschehen sein, weil sich auch
der dortige Vermieter verantwortlich
dafÃ¼r fÃ¼hlte, dass die KlÃ¤gerin nicht
obdachlos wird, und, weil ihr ggfs. eben
eine Obdachlosigkeit weiterhin gedroht
hÃ¤tte, falls die fÃ¼r das Jobcenter
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aufgesetzte Mietervertragsurkunde vom
03.05.2023 tatsÃ¤chlich praktiziert
worden und der KlÃ¤gerin aufgrund der
dauerhaft ausbleibenden
Mietzinszahlungen gekÃ¼ndigt worden
wÃ¤re. 

Â 

Die Aufsetzung der Mietvertragsurkunde
vom 03.05.2023 dÃ¼rfte ebenso
maÃ�geblich durch die Annahme
motiviert gewesen sein, durch ihre
Vorlage beim Beklagten kÃ¶nnten
Tatsachen simuliert werden, die den
Beklagten zur GewÃ¤hrung der von ihm
begehrten Leistungen veranlassen
wÃ¼rden. Wesentlicher Zweck der
Beurkundung vom 03.05.2023 war nach
der BeweiswÃ¼rdigung des Gerichts auch
hierbei gerade nicht, tatsÃ¤chlich Geld
bzw. Mietzins- und Heiz- bzw.
Nebenkostenzahlungen von der KlÃ¤gerin
zu erhalten, sondern, dass der Beklagte
an die KlÃ¤gerin diesbezÃ¼gliche
Leistungen auszahlt. Etwaigen
EinkÃ¼nften aus der Vermietung der
Unterkunft im DDDDD maÃ� auch Herr
AAAAAA als dortiger Wohnungsgeber
nach richterlichem Ermessen weniger
Bedeutung zu als der Vermeidung der
Obdachlosigkeit der KlÃ¤gerin. Dass auch
er sich den Angaben der KlÃ¤gerin
gegenÃ¼ber dem Gericht zufolge
besonders verantwortlich fÃ¼hlte,
schlussfolgert das Gericht daraus, dass es
sich bei ihm um denselben
vermeintlichen GlÃ¤ubiger handelte, der
ihr den Schuldanerkenntnissen der
KlÃ¤gerin vom 15.05.2022 bzw.Â 
13.07.2022 zufolge bereits mehrfach
dreistellige GeldbetrÃ¤ge in einer
Gesamtsumme von 1.350,- â�¬
zugewandt hatte, ohne, dass die
KlÃ¤gerin diese Summen bis zum
angeblichen Mietvertragsbeginn im Juni
2023 auch nur teilweise zurÃ¼ckerstattet
hÃ¤tte (vgl. S. 611 des ersten Bandes der
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vom Beklagten beigezogenen
Verwaltungsakte). Die spÃ¤tere
WohnraumÃ¼berlassung erfolgte auch
seinerseits erkennbar nicht aus
eigensinnigen wirtschaftlichen Motiven,
sondern aus einem respektablen
VerantwortungsgefÃ¼hl, welches selbst
dann andauerte, als die KlÃ¤gerin von
Beginn der Nutzung an keinerlei
Zahlungen an ihn leisten konnte
wÃ¤hrend ihres dortigen
Wohnaufenthaltes, da ihr erst aufgrund
des Bewilligungsbescheides vom
16.04.2024 vom Beklagten erstmalig
Leistungen fÃ¼r den Lebensunterhalt
unter BerÃ¼cksichtigung der
Unterkunftskosten im DDDDD mit
RÃ¼ckwirkung zum 01.04.2024 gewÃ¤hrt
wurden (vgl. Seite 141 des
nachgereichten Bandes der
Verwaltungsakten des Beklagten). Die
Kammer hÃ¤lt es daher fÃ¼r
Ã¼berwiegend wahrscheinlich, dass es
jedenfalls ab dem angeblichen
Mietvertragsschluss im Mai 2023 bis Ende
desselben Kalenderjahres nicht der
BegrÃ¼ndung eines dauerhaften Rechts
auf alleinige Nutzung der Wohnung im
DDDDD durch die KlÃ¤gerin bedurfte. Ein
â�� auch ohne Einhaltung der Schriftform
nach Â§ 133, 157 BGB in wirksamer
Weise in mÃ¼ndlicher oder
stillschweigender Form â�� geschlossener
Vertrag Ã¼ber die unentgeltliche
Ã�berlassung von Wohnraum im DDDDD
bestand zugunsten der KlÃ¤gerin von Juni
2023 bis Dezember 2023 auch ohne eine
Beurkundung.

Â 

Nach alldem war die KlÃ¤gerin im
gesamten, hier streitbefangenen
Zeitraum vom 01.04.2022 bis zum
31.12.2023 keinen rechtswirksamen
(Unter-) Mietvertragsforderungen
ausgesetzt und kann die
BerÃ¼cksichtigung von Kosten der
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Unterkunft und Heizung nach Â§ 22 SGB II
nicht beanspruchen. Da sie Ã¼berdies
Zuwendungen fÃ¼r die Sicherung ihres
Lebensunterhalts durch AngehÃ¶rige im
In- und Ausland sowie durch den Zeugen
erhielt, deren HÃ¶he in Ermangelung
ausnahmslos offengelegter
Kontoverbindungen nicht ermittelbar
sind, war ihr Lebensunterhalt nicht
nachweislich ungedeckt. 

Â 

Ohne in diesem Sinne nachweislich
hilfebedÃ¼rftig im Sinne des Â§ 9 SGB II
zu sein, konnte die KlÃ¤gerin insgesamt
keine Leistungen vom Beklagten
beanspruchen. Dieser durfte ihre
LeistungsantrÃ¤ge vom 06.04.2022 bzw.
31.05.2023 im Ergebnis mit den
angefochtenen Bescheiden nach Â§Â§ 7
ff. SGB II fÃ¼r April 2022 bis Dezember
2023 ablehnen. 

Â 

FÃ¼r die Entscheidung des Rechtsstreits
S 12 AS 1592/22 kommt es daher aus
RechtsgrÃ¼nden nicht auf die
RechtmÃ¤Ã�igkeit der vom Beklagten
unterdessen erlassenen (drei)
Versagungsbescheide (vom 13.01.2021,
30.06.2022 und 01.09.2022) an, sodass
hier dahinstehen kann, dass die drei
Versagungsbescheide eklatant
rechtswidrig waren, weil sie jeweils ohne
mÃ¼ndliche AnhÃ¶rung der (nicht einmal
deutschsprachigen) KlÃ¤gerin erfolgten,
jeweils in die Vorvergangenheit
zurÃ¼ckwirkten und jeweils keine
ErmessenserwÃ¤gungen zur Auswahl der
(hier jeweils maximalen)
Versagungsreichweite erkennen lassen
(vgl. Sozialgericht Karlsruhe, Urteil vom 9.
Mai 2023Â â�� S 12 AS 2046/22Â â��,
juris).

Â 
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Die Entscheidung zu den
auÃ�ergerichtlichen Kosten der
gerichtskostenfreien Verfahren S 12 AS
1592/22 und S 12 AS 2683/23 folgt aus Â§
193 SGG und dem Unterliegen der
KlÃ¤gerin.

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 
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